
 

  

S 12 KA 418/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Marburg
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung -
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Vertragsarzt

Asylbewerber
Asylbewerberleistungsgesetz
Sicherstellungsauftrag
ärztliche Versorgung
Kassenärztliche Vereinigung 

Leitsätze 1. Die Kassenärztliche Vereinigung
Hessen hat nach dem hessischen
Rahmenvertrag über die ambulante
ärztliche Versorgung der
Leistungsberechtigten nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)
vom 14.01.1999 bereits 20 Tage nach
Rechnungstellung gegenüber dem
kommunalen Leistungsträger einen
Zahlungsanspruch für die Behandlung
von Asylbewerbern. Die kommunalen
Leistungsträger haben kein vorheriges
Prüfungsrecht oder ein
Zurückbehaltungsrecht. 
2. Stellt sich die Unzuständigkeit der
kommunalen Leistungsträger
nachträglich heraus, haben sie ggf. einen
Erstattungsanspruch gegen den
zuständigen Leistungsträger, i.d.R. eine
gesetzliche Krankenkasse. Damit fällt ein
Zuständigkeitswechsel grundsätzlich in
die Risikosphäre des einen
Behandlungsschein ausstellenden
kommunalen Leistungsträgers. 
3. Der Rahmenvertrag verstößt nicht
gegen höherrangiges Recht.

Normenkette AsylbLG § 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
SGB X §§ 102 ff
hessischer Rahmenvertrag über die
ambulante ärztliche Versorgung der
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Leistungsberechtigten nach dem
Asylbewerberleistungs-Gesetz (AsylbLG)
vom 14.01.1999

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 KA 418/19
Datum 17.03.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KA 20/21
Datum -

3. Instanz

Datum -

1.Â Â  Â Die Beklagte wird verurteilt, an die KlÃ¤gerin einen Betrag in HÃ¶he von
10.422,35 â�¬ zu zahlen. Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.Â 

2.Â Â  Â Die Beklagte hat die notwendigen Verfahrenskosten zu tragen.Â 

3.Â Â  Â Der Streitwert wird auf 10.422,35 â�¬ festgesetzt.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten noch um die VergÃ¼tung fÃ¼r die Behandlung von
Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in den zehn
Quartalen IV/16 bis I/19 in HÃ¶he von insgesamt 10.422,35 â�¬.Â 

Die KlÃ¤gerin ist eine KassenÃ¤rztliche Vereinigung nach Â§ 77 Abs. 1 SGB V. Die
Beklagte ist eine kreisfreie Stadt in Hessen.

Die KlÃ¤gerin schloss am 23.01.1988 mit dem Hessischen StÃ¤dtetag und dem
Hessischen Landkreistag einen Rahmenvertrag Ã¼ber die ambulante Ã¤rztliche
Versorgung der Hilfeberechtigten nach dem BSHG und den Anspruchsberechtigten
nach Â§ 276 des Lastenausgleichsgesetzes (LAG) (im Folgenden: RV-B), der die
Rahmenvereinbarung aus den Jahren 1955/1956 ersetzte. Die Beklagte und der
Hessische StÃ¤dtetag sowie der Hessische Landkreistag schlossen am 14.01.1999
ferner mit Geltung ab 01.04.1998 einen Rahmenvertrag Ã¼ber die ambulante
Ã¤rztliche Versorgung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungs-
Gesetz (AsylbLG) (im Folgenden: RV-A). Nach diesem Rahmenvertrag Ã¼bernimmt
die KassenÃ¤rztliche Vereinigung durch ihre vertragsÃ¤rztlichen Mitglieder, soweit
es sich um Ã�rzte im Vertrag genannter Fachrichtungen handelt, die Ã¤rztliche
Versorgung der Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG, denen Ã¤rztliche
Leistungen im Umfang nach Â§ 4 AsylbLG gewÃ¤hrt werden. FÃ¼r die VergÃ¼tung
wird in Â§ 8 RV-A auf der Grundlage des Einheitlichen BewertungsmaÃ�stabes fÃ¼r
vertragsÃ¤rztliche Leistungen (EBM) unter Bezugnahme auf die zwischen der
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Beklagten und den LandesverbÃ¤nden der gesetzlichen Krankenkassen gem. Â§ 72
Abs. 2 SGB V geschlossenen Vereinbarungen ein Punktwert in HÃ¶he von 0,085 DM
(bzw. 0,075 DM fÃ¼r Laborleistungen) vereinbart. Im Ã�brigen wird, u. a. fÃ¼r die
Abrechnung, auf einzelne Bestimmungen des RV-B verwiesen (Â§ 9 RV-A).

Beiden VertrÃ¤gen trat die Beklagte nach ihrem unstreitigen Vorbringen bei. Die
VertragsÃ¤rzte und Mitglieder der KlÃ¤gerin rechneten auf der Grundlage des BMÃ�
bzw. EBM die erbrachten Leistungen ab, die ihnen die Beklagte mit einem festen
Punktwert vergÃ¼tete. Die Beklagte rechnete wiederum die Leistungen aller
VertragsÃ¤rzte gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin ab.Â 

Die KlÃ¤gerin hat am 23.12.2019 die Klage zum Az.: S 12 KA 418/19 erhoben. Die
Kammer hat mit Beschluss vom 17.02.2021 das Verfahren hinsichtlich der
BehandlungsfÃ¤lle Bek, F. (Quartal I/17; Honorarforderung 11,08 â�¬; Nr. 70 der
Liste der Beklagten), B., C. bzw. Cx. (Quartal III/17; Honorarforderung 9,26 â�¬; Nr.
81 der Liste der Beklagten), D., E. (Quartal II/18; Honorarforderung 12,79 â�¬; Nr.
100 der Liste der Beklagten) und D., E. (Quartal III/18; Honorarforderung 177,37
â�¬; Nr. 103 der Liste der Beklagten) unter dem Az.: S 12 KA 32/21 abgetrennt.Â 

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor, sie habe nach dem zwischen ihr und dem Hessischen
StÃ¤dtetag und dem Hessischen Landkreistag geschlossenen Rahmenvertrag
Ã¼ber die ambulante Ã¤rztliche Versorgung der Leistungsberechtigten nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz i. d. F. vom 14.01.1999 die ambulante Ã¤rztliche
sowie stationÃ¤re belegÃ¤rztliche Versorgung der nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz Leistungsberechtigten Ã¼bernommen. Die Beklagte
habe die Rechnungen ab dem Quartal IV/16 zu Unrecht gekÃ¼rzt und nur teilweise
ausgeglichen. Die Beklagte habe mit Schreiben vom 19.02.2020 bzw. 22.11.2019
betreffend das Quartal I/19 weitere BetrÃ¤ge anerkannt. Im Einzelnen handele es
sich um folgende KÃ¼rzungen:Â Â 

Quartal KÃ¼rzungsbetrag in
â�¬

Â KÃ¼rzungsbetrag
nach
Teilanerkennung in
â�¬Â 

Offener Betrag in
â�¬

IV/16Â Â  Â Â Â 
Â Â Â  Â 

1.565,73 262,02 1.303,71

I/17Â Â  Â Â Â  Â Â Â 
Â 

2.779,96 Â 2.779,96

II/17 280,19 Â 280,19
III/17 244,87 Â 244,87
IV/17 82,89Â Â 82,89
I/18Â 273,62 Â 273,62
II/18 238,43Â Â 238,43
III/18 1.207,36 919,44 287,92
IV/18Â 5.797,02 948,85 Â 4.848,17
I/19 329,95 76,86 253,09
Gesamt 12.800,02 Â 10.592,85
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Zum Zeitpunkt der Behandlung lÃ¤gen den Ã�rzten jeweils von der Beklagten
ausgestellte Behandlungsausweise vor. Aufgrund der Ausgabe der
Behandlungsausweise sei die Beklagte als KostentrÃ¤ger anzusehen, was aus Â§ 7
des Rahmenvertrags folge. Eine RÃ¼ckforderung scheide aus, da sie das Geld
bereits an die Ã�rzte ausgezahlt habe. Die prÃ¼ffÃ¤higen Nachweise, nÃ¤mlich die
von der Beklagten ausgestellte Behandlungsausweise, werden in jedem Quartal
zurÃ¼ckgeschickt. Auf diesen Dokumenten sei die GÃ¼ltigkeitsdauer eindeutig
vermerkt. Zur Verdeutlichung reiche sie exemplarisch die Unterlagen fÃ¼r das
Quartal II/17 ein. Nach Absetzungen teile sie der Beklagten jeweils die noch offenen
FÃ¤lle und BetrÃ¤ge mit. Die Beklagte habe mit Schreiben vom 12.11.2019 jeden
Einigungsversuch zurÃ¼ckgewiesen. Sie habe immer wieder standardmÃ¤Ã�ige
BegrÃ¼ndungen fÃ¼r ihre Zahlungsablehnungen angefÃ¼hrt. Die Klageerhebung
hemme die VerjÃ¤hrung.Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen,Â 

an sie fÃ¼r das Quartal IV/16 einen Betrag in HÃ¶he von 1.303,71 â�¬ nebst Zinsen
in HÃ¶he von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 02.07.2017 bis
10.03.2020,

fÃ¼r das Quartal I/17 einen Betrag in HÃ¶he von 2.779,96 â�¬ nebst Zinsen in
HÃ¶he von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 02.10.2017 bis zum
10.03.2020,Â 

fÃ¼r das Quartal II/17 einen Betrag in HÃ¶he von 280,19 â�¬ nebst Zinsen in
HÃ¶he von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 31.12.2017 bis zum
10.03.2020,

fÃ¼r das Quartal III/17 einen Betrag in HÃ¶he von 244,87 â�¬ nebst Zinsen in
HÃ¶he von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 01.04.2018 bis zum
10.03.2020,

fÃ¼r das Quartal IV/17 einen Betrag in HÃ¶he von 82,89 â�¬ nebst Zinsen in HÃ¶he
von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 01.07.2018 bis zum
10.03.2020,

fÃ¼r das Quartal I/18 einen Betrag in HÃ¶he von 273,62 nebst Zinsen in HÃ¶he von
1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 30.09.2018 bis zum
10.03.2020,Â 

fÃ¼r das Quartal II/18 einen Betrag in HÃ¶he von 238,43 â�¬ nebst Zinsen in
HÃ¶he von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 30.12.2018 bis zum
10.03.2020,

fÃ¼r das Quartal III/18 einen Betrag in HÃ¶he von 287,92 â�¬ nebst Zinsen in
HÃ¶he von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 09.04.2019 bis zum
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10.03.2020,

fÃ¼r das Quartal IV/18 einen Betrag in HÃ¶he von 4.848,17 nebst Zinsen in HÃ¶he
von 1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 27.06.2019 bis zum
10.03.2020,

fÃ¼r das Quartal I/19 einen Betrag in HÃ¶he von 253,09 nebst Zinsen in HÃ¶he von
1 %-Punkt Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz vom 30.09.2019 bis zum
10.03.2020Â 

und jeweils nebst Zinsen in HÃ¶he von 5 %-Punkten Ã¼ber dem jeweiligen
Basiszinssatz seit RechtshÃ¤ngigkeit der Klage zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die zunÃ¤chst mit Schriftsatz vom 04.02.2020 erhobene RÃ¼ge der Ã¶rtlichen
UnzustÃ¤ndigkeit des Sozialgerichts Marburg hat sie mit Schriftsatz vom 28.05.2020
zurÃ¼ckgenommen. ErstattungsansprÃ¼che fÃ¼r das Quartal IV/16 seien mit
Ablauf des 31.12.2019 verjÃ¤hrt. Ihr sei die Klageschrift nicht innerhalb der Zwei-
Wochenfrist (Â§ 202 SGG i. V. m. Â§ 167 ZPO) zugestellt worden. Sie habe darauf
vertrauen dÃ¼rfen, von der KlÃ¤gerin nicht mehr in Anspruch genommen zu
werden. FÃ¼r das Quartal I/19 fehle der KlÃ¤gerin das RechtsschutzbedÃ¼rfnis. Sie
habe die Zahlung nicht ernsthaft und endgÃ¼ltig abgelehnt. Es gebe strittige
AbrechnungsfÃ¤lle, weil der Rahmenvertrag eine Erstattungspflicht nur in den
FÃ¤llen vorsehe, in denen sie auch tatsÃ¤chlich zustÃ¤ndig sei. In den vermutlich
geltend gemachten AbrechnungsfÃ¤llen sei die Leistungsberechtigung der
HilfeempfÃ¤nger aber im Zeitpunkt der Ã¤rztlichen Behandlung schon nach Â§ 1
Abs. 3 Satz 1 Asylbewerberleistungsgesetz entfallen gewesen, weil diesen Personen
ein auslÃ¤nderrechtliches Aufenthaltsrecht zuerkannt worden sei (sog.
Rechtskreiswechsler). Ab dem Folgemonat nach Zuerkennung des Aufenthaltstitels
sei sie nicht mehr zustÃ¤ndig gewesen und sei die Erstattungspflicht nach dem
Rahmenvertrag entfallen. Die KlÃ¤gerin mÃ¼sse sich an die Patienten bzw. deren
Krankenversicherungen halten. Das Sozialamt habe die Abrechnungsunterlagen zur
VerfÃ¼gung gestellt. Es gebe zudem noch mehr als 1.700 Behandlungsscheine. Ein
Teil der AbrechnungsfÃ¤lle befinde sich noch in ihrer NachprÃ¼fung, da ihr die
neue Krankenversicherung erst jÃ¼ngst mitgeteilt worden sei. Die geltend
gemachten ZinsbetrÃ¤ge deckten sich nicht mit den Forderungen. Die
Nachzahlungen habe sie unverzÃ¼glich nach FÃ¤lligkeit, jedenfalls vor Verzug
geleistet. Die Auffassung der KlÃ¤gerin zur Zahlung auch bei UnzustÃ¤ndigkeit
finde im Rahmenvertrag keine StÃ¼tze. Der Rahmenvertrag solle nur die
Abrechnung vereinfachen, begrÃ¼nde aber keine neuen gesetzlichen Erstattungs-
und Sachleistungspflichten.Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Ã¼brigen Inhalt der Gerichts- und
beigezogenen Verwaltungsakte Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Kammer konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid nach 
Â§ 105 SGG entscheiden. Die Sache hat keine Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder
rechtlicher Art, und der Sachverhalt ist geklÃ¤rt. Die Kammer hat die Beteiligten
hierzu mit VerfÃ¼gung vom 17.02.2021 angehÃ¶rt. Ein EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten wird vom Gesetz nicht verlangt. Eine grundsÃ¤tzliche Bedeutung liegt
nicht vor. Es handelt sich um den einzigen Fall. Vergleichbare FÃ¤lle bzw. FÃ¤lle
anderer Kommunen sind bei der fÃ¼r das gesamte Land zustÃ¤ndigen Kammer
bisher nicht anhÃ¤ngig geworden.Â 

Die zulÃ¤ssige Leistungsklage ist nach Abtrennung der vier BehandlungsfÃ¤lle von
ursprÃ¼nglich 10.592,85 â�¬ auf noch 10.422,35 â�¬ vermindert. Entsprechend
der Honorarforderung in den abgetrennten BehandlungsfÃ¤llen ist von einer
Verminderung der quartalsbezogenen Klageforderung auszugehen.Â 

Die Klage ist auch weitgehend begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf
Zahlung eines Betrags in HÃ¶he von 10.422,35 â�¬ gegenÃ¼ber der Beklagten.
Insoweit war der Klage stattzugeben. Einen weitergehenden Anspruch hat die
KlÃ¤gerin nicht. Im Ã�brigen war die Klage daher abzuweisen.Â 

Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf Zahlung im Umfang der noch
streitbefangenen Hauptforderung in HÃ¶he von 10.422,35 â�¬. Ein Anspruch auf
Verzinsung ihrer Forderung besteht jedoch nicht.Â 

Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Zahlung beruht auf Ã¶ffentlich-rechtlichem Vertrag.

Das VerhÃ¤ltnis zwischen den Beteiligten wird maÃ�geblich durch den am
14.01.1999 von der KlÃ¤gerin mit dem Hessischen StÃ¤dtetag und dem Hessischen
Landkreistag abgeschlossenen Rahmenvertrag Ã¼ber die ambulante Ã¤rztliche
Versorgung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungs-Gesetz
(AsylbLG) geregelt, dem die Beklagte beigetreten ist. Danach hat der Beklagte in
den FÃ¤llen, in denen er einen Behandlungsausweis ausgegeben hat, die Ã¼ber die
KlÃ¤gerin abzurechnenden Behandlungskosten solange zu Ã¼bernehmen, bis er
dem behandelnden Arzt mitgeteilt hat, dass er nicht mehr zustÃ¤ndiger
KostentrÃ¤ger ist. FÃ¤lligkeit tritt bereits 20 Tage nach Rechnungstellung ein.

Die KlÃ¤gerin schloss zunÃ¤chst am 23.01.1988 mit dem Hessischen StÃ¤dtetag
und dem Hessischen Landkreistag einen Rahmenvertrag Ã¼ber die ambulante
Ã¤rztliche Versorgung der Hilfeberechtigten nach dem BSHG und den
Anspruchsberechtigten nach Â§ 276 des Lastenausgleichsgesetzes (LAG) (im
Folgenden: RV-B), der die Rahmenvereinbarung aus den Jahren 1955/1956 ersetzte.
Die Beklagte und der Hessische StÃ¤dtetag sowie der Hessische Landkreistag
schlossen am 14.01.1999 ferner mit Geltung ab 01.04.1998 einen Rahmenvertrag
Ã¼ber die ambulante Ã¤rztliche Versorgung der Leistungsberechtigten nach dem
Asylbewerberleistungs-Gesetz (AsylbLG) (im Folgenden: RV-A). Nach diesem
Rahmenvertrag Ã¼bernimmt die KassenÃ¤rztliche Vereinigung durch ihre
vertragsÃ¤rztlichen Mitglieder, soweit es sich um Ã�rzte im Vertrag genannter
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Fachrichtungen handelt, die Ã¤rztliche Versorgung der Leistungsberechtigten nach
dem AsylbLG, denen Ã¤rztliche Leistungen im Umfang nach Â§ 4 AsylbLG gewÃ¤hrt
werden. FÃ¼r die VergÃ¼tung wird in Â§ 8 RV-A auf der Grundlage des
Einheitlichen BewertungsmaÃ�stabes fÃ¼r vertragsÃ¤rztliche Leistungen (EBM)
unter Bezugnahme auf die zwischen der Beklagten und den LandesverbÃ¤nden der
gesetzlichen Krankenkassen gem. Â§ 72 Abs. 2 SGB V geschlossenen
Vereinbarungen ein Punktwert in HÃ¶he von 0,085 DM (bzw. 0,075 DM fÃ¼r
Laborleistungen) vereinbart. Im Ã�brigen wird, u. a. fÃ¼r die Abrechnung, auf
einzelne Bestimmungen des RV-B verwiesen (Â§ 9 RV-A).

Ein solcher Rahmenvertrag ist grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssig, da Asylbewerber, die nicht
Mitglieder einer Krankenkasse sind, was jedenfalls in den ersten 15 bzw. jetzt 18
Monaten der Fall ist, nicht in die vertragsÃ¤rztliche Versorgung einbezogen sind
(vgl. bereits SG Marburg, Gerichtsb. v. 16.12.2020 â�� S 12 KA 303/20 â�� juris
fÃ¼r den vertragszahnÃ¤rztlichen Bereich).

Leistungsberechtigte nach Â§ 1 AsylbLG haben in den ersten 15 â�� seit Ã�nderung
des Â§ 2 Abs. 1 AsybLG durch Art. 5 Nr. 3 Zweites Gesetz zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 15.08.2019, BGBl. I S. 1294 mit Geltung ab
21.08.2019 in den ersten 18 â�� Monaten ihres Aufenthalts nur einen
eingeschrÃ¤nkten Krankenversicherungsschutz fÃ¼r die Behandlung akuter
Erkrankungen und SchmerzzustÃ¤nde (Â§ 4 Abs. 1 AsylbLG) (zur VergÃ¼tung vgl.
SG DÃ¼sseldorf, Urt. v. 11.11.2015 â�� S 2 KA 445/13 â�� juris Rdnr. 25). Den
Sicherstellungsauftrag hierfÃ¼r hat die â�� nach Landesrecht (Â§ 10 AsylbLG) â��
zustÃ¤ndige BehÃ¶rde (Â§ 4 Abs. 3 AsylbLG) (vgl. OVG Niedersachsen, Urt. v.
17.10.2001 â�� 4 LB 1109/01 â�� juris Rdnr. 44 ff.). Die Krankenkasse kann gegen
Aufwendungsersatz die Krankenbehandlung Ã¼bernehmen (Â§ 264 Abs. 1 Satz 1
SGB V) bzw. ist hierzu verpflichtet, wenn sie durch die Landesregierung dazu
aufgefordert wird und mit ihr eine entsprechende Vereinbarung mindestens auf
Ebene der Landkreise oder kreisfreien StÃ¤dte geschlossen wird (Â§ 264 Abs. 1 Satz
2 SGB V). Auch dann unterliegt die AufgabenerfÃ¼llung nicht dem SGB V, sondern
dem AsylbLG (vgl. SG Hamburg, Beschl. v. 12.12.2014 â�� S 21 KR 1399/14 ER â��
juris Rdnr. 4).Â 

Nach 15 bzw. jetzt 18 Monaten besteht fÃ¼r die nach Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG Analog-
Leistungsberechtigten Krankenversicherungsschutz nach den Â§Â§ 27 bis 43c SGB V
(Â§ 48 Satz 1 SGB XII). Nach Â§ 264 Abs. 4 Satz 1 SGB V gelten Â§ 11 Abs. 1 sowie
die Â§Â§ 61 und 62 SGB V entsprechend, woraus die Geltung auch der Â§Â§ 20 bis 
26 SGB V gefolgert wird (vgl. die Kommentierungen zu Â§ 264 SGB V). Die
Krankenbehandlung wird von der Krankenkasse Ã¼bernommen (Â§ 264 Abs. 2 SGB
V). Es handelt sich um eine Auftragsverwaltung der Krankenkasse i. S. d. Â§ 93 SGB
X (vgl. BSG, Urt. v. 17.06.2008 â�� B 1 KR 30/07 R â�� BSGE 101, 42 = SozR 4-2500
Â§ 264 Nr. 1, juris Rdnr. 11 ff.; BSG, Urt. v. 28.09.2010 â�� B 1 KR 4/10 R â�� SozR
4-2500 Â§ 264 Nr. 3, juris Rdnr. 11 ff.; BSG, Urt. v. 18.11.2014 â�� B 1 KR 12/14 R
â�� SozR 4-2500 Â§ 264 Nr. 6, juris Rdnr. 11 f.; BSG, Urt. v. 08.03.2016 â�� B 1 KR
26/15 R â�� SozR 4-2500 Â§ 264 Nr. 7, juris Rdnr. 15 ff.; Baierl in Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB V, 4. Aufl. 2020, Â§ 264 SGB V Rn. 83 ff. und 125; z. T. anders â��
auftragsÃ¤hnliches VerhÃ¤ltnis â�� BSG, Urt. v. 27.05.2014 â�� B 8 SO 26/12 R â�� 
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BSGE 116, 71 = SozR 4-2500 Â§ 264 Nr. 5, juris Rdnr. 20 ff.; BSG, Urt. v. 27.05.2014
â�� B 8 SO 26/12 R â�� BSGE 116, 71 = SozR 4-2500 Â§ 264 Nr. 5, juris Rdnr. 17 ff.;
SÃ¶hngen in jurisPK SGB XII, 3. Aufl. 2020, Â§ 48 SGB XII Rn. 26 ff.), die die
Betroffenen wÃ¤hlen (Â§ 264 Abs. 3 SGB V). Die Betroffenen werden zwar mit
unmittelbaren AnsprÃ¼chen an die Krankenkasse leistungsrechtlich gleichgestellt,
sind aber weiterhin nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung aufgrund eines
eigenen versicherungsrechtlichen Status versichert (vgl. BSG, Urt. v. 17.06.2008
â�� B 1 KR 30/07 R â�� BSGE 101, 42 = SozR 4-2500 Â§ 264 Nr. 1, juris Rdnr. 14 ff.;
Baierl in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl. 2020, Â§ 264 SGB V Rn. 83). Â§
264 Abs. 2 Satz 1 SGB V setzt ausdrÃ¼cklich voraus, dass eine
Krankenversicherung nicht besteht.Â 

Der Gesetzgeber geht wie selbstverstÃ¤ndlich davon aus, dass mit der Ã�bernahme
der Krankenbehandlung durch die Krankenkassen der Sicherstellungsauftrag der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung erweitert wird, ohne dies ausdrÃ¼cklich zu
thematisieren (vgl. die GesetzesbegrÃ¼ndung zu den durch das GMG in Â§ 264 SGB
V eingefÃ¼gten Abs. 2 bis 7, BT-Drs. 15/1525, S. 140 f.; zur Erweiterung auf Â§ 2
AsylbLG vgl. BT-Drs. 15/1600, S. 14). So regelt Â§ 264 Abs. 6 SGB V die
entsprechende BerÃ¼cksichtigung bei der vertragsÃ¤rztlichen GesamtvergÃ¼tung.
DemgegenÃ¼ber gilt der Sicherstellungsauftrag der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung
(Â§ 75 Abs. 1 SGB V) nur fÃ¼r die Versicherten (Â§Â§ 2 Abs. 1, 72 Abs. 1 Satz 1 SGB
V). Eine Erweiterung des Sicherstellungsauftrags, wie z. B. fÃ¼r die im Standardtarif
privat Versicherten geschehen (Â§ 75 Abs. 3a Satz 1 SGB V), ist nicht erfolgt.
Ansonsten kann der Sicherstellungsauftrag mit Zustimmung der
AufsichtsbehÃ¶rden auf Aufgaben der Ã¤rztlichen Versorgung insb. fÃ¼r andere
TrÃ¤ger der Sozialversicherung erweitert werden (Â§ 75 Abs. 6 SGB V) (vgl. SG
Marburg, Urt. v. 29.03.2006 â�� S 12 KA 638/05 â�� juris Rdnr. 23 ff.). Es bedarf
aber einer Erweiterung des Sicherstellungsauftrags oder aber einer
ausdrÃ¼cklichen rechtlichen Verpflichtung, um die VertragsÃ¤rzte zur Behandlung
des betroffenen Personenkreises zu verpflichten. Eine solche Verpflichtung kann
auch Ã¼ber die Einbeziehung der auftragsweise versorgten Personen durch den
Gesamtvertrag (Â§ 84 Abs. 1 SGB V) erfolgen (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v.
11.05.2011 â�� L 7 KA 164/07 â�� juris Rdnr. 26). Ihre durch VertragsÃ¤rzte
erfolgende Behandlung wird damit nicht Teil der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung.
Auch wenn andere als Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung in den
Sicherstellungsauftrag einbezogen werden, werden sie nicht vollstÃ¤ndig in das
System der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung einbezogen, so dass z. B. die
Regelungen zur WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung nicht gelten (vgl. LSG Berlin-
Brandenburg, Urt. v. 02.06.2010 â�� L 7 KA 12/06 â�� juris Rdnr. 28 ff.; SG
Marburg, Urt. v. 29.03.2006 Â  S 12 KA 638/05 â�� juris Rdnr. 28; anders fÃ¼r
sachlich-rechnerische Richtigstellungen nach Â§ 106a SGB V a. F. SG Marburg, Urt.
v. 08.12.2010 â�� S 12 KA 229/09 â�� juris Rdnr. 38).Â 

Von daher bedarf es des Rahmenvertrags, um den Sicherstellungsauftrag der
Beklagten entsprechend zu erweitern.Â 

Nach dem Rahmenvertrag Ã¼bernimmt der KostentrÃ¤ger die Behandlungskosten,
der den Behandlungsausweis ausgegeben hat, auch wenn die Behandlung
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auÃ�erhalb seines ZustÃ¤ndigkeitsbereiches stattgefunden hat (Â§ 7 Satz 2 RV-A).
Â§ 9 RV-A verweist klarstellend auf Â§ 5 Abs. 3 RV-B. Danach ist der
Behandlungsausweis fÃ¼r das gesamte Quartal gÃ¼ltig, sofern er keine kÃ¼rzere
GÃ¼ltigkeitsdauer ausweist (Satz 1). Der behandelnde Arzt ist verpflichtet, die
Behandlung auf Rechnung des zustÃ¤ndigen KostentrÃ¤gers einzustellen, wenn ihm
im Laufe der Behandlung oder Untersuchung vom zustÃ¤ndigen KostentrÃ¤ger
schriftlich mitgeteilt wird, dass der Berechtigte einen anderen gesetzlichen
Anspruch auf Krankenhilfe hat (Satz 3).

Damit fÃ¤llt ein ZustÃ¤ndigkeitswechsel grundsÃ¤tzlich in die RisikosphÃ¤re des
KostentrÃ¤gers, wenn er die GÃ¼ltigkeitsdauer nicht begrenzt oder der
ZustÃ¤ndigkeitswechsel erst verspÃ¤tet erkannt wird. Erst mit Ablauf des Quartals
bzw. der GÃ¼ltigkeitsdauer des Behandlungsausweises oder der schriftlichen
Mitteilung an den behandelnden Arzt darf dieser den Patienten nicht mehr zu Lasten
des bisherigen KostentrÃ¤gers, hier der Beklagten behandeln.

Bei Vorliegen eines verspÃ¤tet bemerkten ZustÃ¤ndigkeitswechsels muss der
bisherige KostentrÃ¤ger vorleisten, ihm bleibt aber ein Erstattungsanspruch
gegenÃ¼ber dem nachfolgenden KostentrÃ¤ger (Â§Â§ 102 ff. SGB X). Die
fehlerhafte Kostenlast ist daher nicht im VerhÃ¤ltnis zu den Ã�rzten oder der
klagenden KassenÃ¤rztlichen Vereinigung, sondern zwischen den KostentrÃ¤gern
auszugleichen. Von daher wird nicht grundsÃ¤tzlich eine andere Tragung der
Kostenlast vereinbart, sondern handelt es sich um Abrechnungsregeln. Es bestehen
daher bzgl. der GÃ¼ltigkeit des Rahmenvertrags keine Bedenken (vgl. in Bezug auf
die VergÃ¼tung SG Marburg, Urt. v. 29.03.2006 â�� S 12 KA 638/05 â�� juris Rdnr.
27 ff.).Â 

Â§ 9 RV-A verweist ferner auf Â§ 9 RV-B. Nach Â§ 9 Abs. 2 Satz 2 RV-B hat der
zustÃ¤ndige KostentrÃ¤ger, hier die Beklagte, die Restforderung spÃ¤testens 20
Tage nach Erhalt der Rechnung zu zahlen. Nach Â§ 9 Abs. 3 RV-B kann ein Antrag
auf rechnerische oder sachliche Richtigstellung gestellt werden. Im Umkehrschluss
folgt daraus, dass kein ZurÃ¼ckbehaltungsrecht des KostentrÃ¤gers besteht.
Soweit man mit dem Bundessozialgericht entsprechend des VerhÃ¤ltnisses zu den
Krankenkassen der klagenden KassenÃ¤rztlichen Vereinigung eine
Verwaltungsaktsbefugnis zusprechen will (vgl. BSG, Urt. v. 19.10.2011 â�� B 6 KA
30/10 R â�� SozR 4-5555 Â§ 21 Nr. 2, juris Rdnr. 15 ff.), kann der KostentrÃ¤ger den
Verwaltungsakt anfechten bzw. kann er auf der Grundlage eines Ã¶ffentlich-
rechtlichen Erstattungsanspruchs die KassenÃ¤rztliche Vereinigung verklagen.

In allen strittigen BehandlungsfÃ¤llen wurde nachtrÃ¤glich festgestellt, dass die
Patienten zum Behandlungszeitpunkt nicht mehr in den ZustÃ¤ndigkeitsbereich der
Beklagten fielen. Insofern steht die Nachvollziehbarkeit der Abrechnung bzw.
einzelnen Leistungspositionen zwischen den Beteiligten nicht in Streit. Dabei ist es
unerheblich, dass sich der Beklagte bereit erklÃ¤rt hat, u. U. TeilbetrÃ¤ge zu
leisten, soweit seine ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r einzelne Behandlungsabschnitte gegen
war. Jedenfalls trÃ¤gt in den FÃ¤llen, in denen wie vorliegend die Beklagte
Behandlungsscheine ausgestellt hat, die Beklagte das Leistungsrisiko auch fÃ¼r die
ZeitrÃ¤ume, fÃ¼r die der Behandlungsschein ausgestellt ist, die eigentliche
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ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten aber nicht mehr gegeben ist.Â 

Die Â§Â§ 102 bis 114 SGB X Ã¼ber ErstattungsansprÃ¼che der LeistungstrÃ¤ger
untereinander sind entsprechend anzuwenden (Â§ 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 AsylbLG).
Hat ein unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger Sozialleistungen erbracht, ohne dass die
Voraussetzungen von Â§ 102 Abs. 1 vorliegen, ist der zustÃ¤ndige oder zustÃ¤ndig
gewesene LeistungstrÃ¤ger erstattungspflichtig, soweit dieser nicht bereits selbst
geleistet hat, bevor er von der Leistung des anderen LeistungstrÃ¤gers Kenntnis
erlangt hat (Â§ 105 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Nach Â§ 102 Abs. 1 SGB X ist der zur
Leistung verpflichtete LeistungstrÃ¤ger erstattungspflichtig, wenn ein
LeistungstrÃ¤ger auf Grund gesetzlicher Vorschriften vorlÃ¤ufig Sozialleistungen
erbracht hat. Nach einem ZustÃ¤ndigkeitswechsel besteht keine gesetzliche
Verpflichtung mehr. Im VerhÃ¤ltnis zur KlÃ¤gerin besteht dann die Verpflichtung
allein auf vertraglicher Grundlage. Von daher liegen die Voraussetzungen nach Â§
102 Abs. 1 SGB X i. V. m. Â§ 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 AsylbLG nicht vor. Die Beklagte
hat dann als unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger Leistungen nach dem AsylbLG
erbracht, so dass ein Erstattungsanspruch gegenÃ¼ber der Krankenkasse besteht
(vgl. z. B. im VerhÃ¤ltnis zur Arbeitslosengeld II-BehÃ¶rde LSG Nordrhein-Westfalen,
Urt. v. 09.02.2012 â�� L 9 AS 36/09 â�� juris Rdnr. 32 ff.; zur Kostenerstattung
zwischen LeistungstrÃ¤gern des AsylbLG untereinander vgl. LSG Hessen, Urt. v.
06.10.2011 â�� L 9 AY 8/08 â�� juris Rdnr. 24 ff.).Â 

Ein Anspruch auf Verzinsung der Klageforderung besteht nicht.Â 

Ein vorprozessualer Zinsanspruch besteht nicht. Â§ 61 Satz 2 SGB X betrifft die
SchlieÃ�ung von VertrÃ¤gen. FÃ¼r einen vorprozessualen Zinsanspruch bedarf es
einer Vereinbarung. Die Verzinsungsvorschriften des BGB sind auf Ã¶ffentlich-
rechtliche VertrÃ¤ge des Sozialrechts nicht entsprechend anwendbar (vgl. BSG, Urt.
v. 28.09.2005 Â  B 6 KA 71/04 R â�� BSGE 95, 141 = SozR 4-2500 Â§ 83 Nr. 2, juris
Rdnr. 31 ff.; BSG, Urt. v. 12.12.2018 â�� B 6 KA 41/17 R â�� SozR 4-2500 Â§ 117 Nr.
7, juris Rdnr. 29).Â 

Einbehaltene Teile der GesamtvergÃ¼tung sind von Krankenkassen nach Â§ 291
Satz 2 BGB i. V. m. Â§ 288 Abs.1 Satz 2 BGB zu verzinsen, weil die
GesamtvergÃ¼tungen auf der sozialrechtlichen Vorschrift des Â§ 85 SGB V beruhen
und nicht auf einem RechtsgeschÃ¤ft i. S. des Â§ 288 Abs. 2 BGB (vgl. BSG, Urt. v.
23.03.2016 â�� B 6 KA 14/15 R â�� SozR 4-5555 Â§ 17 Nr. 1, juris Rdnr. 32 f.). Die
GrÃ¼nde, die das BSG veranlasst haben, eine Verzinsung nach Klageerhebung
vorzusehen (vgl. BSG, Urt. v. 28.09.2005 â�� B 6 KA 71/04 R â�� BSGE 95, 141 = 
SozR 4-2500 Â§ 83 Nr. 2, juris Rdnr. 44 ff.) liegen im VerhÃ¤ltnis der KlÃ¤gerin zu
den KostentrÃ¤gern nach dem Asylbewerberleistungsgesetz jedoch nicht vor. Von
daher besteht auch kein Zinsanspruch nach Klageerhebung.Â 

Im Ergebnis war der Klage daher im Hauptantrag stattzugeben, war sie aber bzgl.
der Nebenforderungen abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i. V. m. Â§ 154 Abs. 1 VwGO. Der
unterliegende Teil trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.Â 
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Die Streitwertfestsetzung erging durch Beschluss der Kammer.Â 

In Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist, soweit nichts anderes
bestimmt ist, der Streitwert nach den sich aus dem Antrag des KlÃ¤gers fÃ¼r ihn
ergebenden Bedeutung der Sache nach Ermessen zu bestimmen. Bietet der Sach-
und Streitwert fÃ¼r die Bestimmung des Streitwerts keine genÃ¼genden
Anhaltspunkte, was vorliegend der Fall ist, so ist ein Streitwert von 5.000,00 Euro
anzunehmen (Â§ 52 Abs. 1 und 2 GKG).Â 

Der Streitwert folgte aus der Klageforderung.Â 

Erstellt am: 14.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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